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In Sachen
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Klägers und Revisionsklägers,

‘g e g e n

oocoooooooooonoo...-uoocoooooooococ.oc.cuonoooo

Beklagten und Revisionsbeklagten,

{
hat der 90 Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 25° April 4964,

_
an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dro w e i 3
als Vorsit2ender‚

_
Bundesrichter 4 ‘

Dr„ M a i s c h
und Bundesrichter ‘ . S c h i n d l e r

.
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter J e l l i n g h & us
und Bundessozi&lrichter H e m p e n

als ehrenamtliche Richter,

A_für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 24° Janu-

ar 1962 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstat-

ten°
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„Der Kläger erhielt auf seinen 1947 gestellten Rentenentrag zué”ä

nächst widerrufliche Vorschußzahlungen° Mit Bescheid'dée Versor—

_gungsamts (VersorgA) vom 160 März 1955 wurde nach“demiBundesvere

sorgungsgesetz (BVG), ergänzt durch ein Beibla'ttvom15° März V

1955 nach dem Bayerischen Körperbeschädigten-Leistungsge8et2 “*fé

(BKBLG), neben verschiedenen reizlosen Narben eine kombinierte? '“

Schwerhörigkeit beiderseits mit leichter zentraler Gleichgewichte

störung als Schädigungsfolge anerkannt und Rente nach einer Min—
derung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 V„H° ab 1° Februar 1947

bzw° 1° Oktober 1950 gewährt° Die vom Kläger eingelegte Berufung

alten Rechts.ging als Klage auf das Sozialgericht (SG) über, nice
ses spracht demKläger mit Urteil vom 25. November 7955 Rente
nach einer MdB um 40 V„H„ zu° Auf die Berufung des Beklagten hol—

te das Landessozialgericht (LSG) ua ein Gutachten der Universi—

täts—Nervenklinik Erlangen ein, das — im wesentlichen in Überein—

stimmung mit dem Versorgungskrenkenhaus Bayreuth — eine diffuse

Schädigung von Hirnanteilen als Folge einer Contusio cerebri an—
nahm und die MdB mit 50 v„H„ bewerteteo Darauf legte der Kläger

unselbständige Anschlußberufung ein; mit der er zusätzliche An—
erkennung einer Hirnverletzung und Rente nach einer HdE um 60 V°F„

sowie hilfsweise die FestStellung begehrte, daß eine Hirnvorlét—

zung Schädigungsfolge seio Mit Urteil Vom24e Januar_1962 wies
_;

das LSG die Berufung des Beklagten zurüék und stellte auf_die‚ '

Anschlußberufung des Klägers fest, daß bei ihm eine Hirnverlet—»

zung vorliege, die Schädigungsfolge im Sinne der EntStehung sei;

Im übrigen wurde die Anschlußberufung zurückgewiesen; Das LSG
„ _

ließ die Revision zu° Die vom SG angenommene MdB um#0_vdi° sei.

ausreichend° Zwar sei die seither anerkannt gewesene Gehörschädi-

gung und Narbenbildung bereits mit einer MdB um 50 VOH„ bewertet

worden° Durch das Hinzutreten der Hirnschädigung ergebe sich je—

dochkeine GeSamt—MdEum60 v„H° Nur bei einer Neufeststellung
der Rentenach5 62BVGmüssebei Bildung einer Gesäm■ix-za‘rzven "
der bereits rechtsverbindlich zuerkannten KdE ausgegangen werden;

nicht dagegen bei der erstmaligen Feststellung eines Versorgungs—

anspruchs, wie sie hier vorliege° Obwohl der Beklagte an die von.

ihm angenommene MdE von 50 v.‚H° gebunden sei, sei diese wegen der
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Klageerhebung nicht "absdlut rechtsverbindlich" oder endgül—
Jtig gewordeno Daher sei die Gesamt—MdB unabhangig von der vom
Beklagten angenommenen MdB zu

bilden,
es dürfe lediglich die

_
MdB um 50 v H.) nicht unterschritten werden° Für die bisher an—
erkannten Schädigungsfolgen habe eine leistungsbegründendé

,
‘

MdB nicht vorgelegen; die Gesamt—MdB Sei nicht höher als mit ,

einer NdE um 49 v H° zu bewerten° " ‘

Mit der
Revision rügt der Kläger

Verletzung
des Art 1 Abs° 1

KBLG, der 55 1 Abs° 1, 29 aF, 50 Abs° 1 BVG, des 5 24 Abs. 2

des VerwaltungSVerfahrensgesetzes (VeerG) und des 5 77 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGS)‘ Die Bescheide vom 15 /16° März

1955 seien gemäß 5 24 Abs° 2 VeruVG für die Verxraltungsbehö1-

de mit ihrer Zustellung oder ihrem Zugang bindend geworden‘°
Diese relative Bindung sei auch vom Gericht zu beachtena Zu

Unrecht habe das LSG die darin enthaltene Feststellung der F&E

noch nicht als absolut verbindlich oder endgültig angesehen„
Das LSG—Urteil sei widersprüchlich, wenn es trotz der einge—

_
"fäuivitéri i‘élät‘ixiéz'i Bil‘idu■é"&é■"üon"‘der"‘vefäöréü'ngsöéhöraé“an-"
genommenen MdB—Grad unterschreite° Auch bei der Bildung einer
Gesamt-MdB im Rahmen einer Erstfeststellung müsse von der be-

reits bindend festgestellten MdE ausgegangen werden° Daher f

hätte das LSG, ausgehend von dem festgestellten MdB—Satz von
50„v°H„ zu einem höheren MdB-Grad als 40 VOH° gelangen müs—

sen° Der Kläger beantragt, das angefochtene Urteil insoweit

aufzuheben, als die Anschlußberufung des Klägers zurückgewie—

sen wurde und den Rechtsstreit in diesem Umfang zu neuer Ver— .1

handlung und Entscheidung an das LSG zurückzu‘verweisen° Der
Beklagte beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuwei—

sen° Nach 5 77 SGG werde ein Verwaltungsakt erst dann absolut

rechtsverbindlich oder endgültig, wenn der dagegen gegebene

Rechtsbehelf nicht oder erfolglos eingelegt sei° Die mit der
Zustellung eingetretene relative Bindung der Versorgungsbehör-

de an die Bescheide habe nur
zur Folge, daß der Kläger durch

die Klage nicht schlechter gestellt werden könne° Das sei

_
aber auch nicht geschehen° Die Hirnverletzung stelle keine

neue Gesundheitsstörung dar, sondern sei lediglich die Gesund—

he1tsstorung, fur deren Folgen Versorgung zu gewähren sei■„
11
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Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und fristge—

recht eingelegt und begründet worden und daher zulässig (55 162
Abs° 4 Nr° 4,164,166 SSG), sachlich jedoch nicht begründet

Streitig ist nur, ob das LSG deshalb zu einer höheren KdE hätte

gelangen müssen, weil es eine Hirnverletzung als Schädigungefol—■

ge festgestellt hat und in den Bescheiden vom 15. /16 Mär z 4955

bereits für Narben und beiderseitige Schwerhörigkoit mit leichter

zentraler Gleichgewichtsstörung eine MdB von 50 V‚H° anerkannt

war° Das ist nicht der Fall. '1

Das LSG hat unterschieden zwischen der relativen Bindung des Be;

klagten an die von ihm angenommene MdEfVOH 50»V„HV und einer

"absolut rechtsverbindlich oder endgültig” gewordenen Feststellu+

Dies ist — abgesehen von der vom LSG gewählten Formulierung =_1f

Ergebnis nicht zu beanstanden° Die mit der Zustellung oder dem

lich der Höhe der Rente, eintretende —relative —Bindung (Vgl°
BSG in SozR SGG % 77 Da 15 Nr° 24 und dortige Zitate, sowie für

die Zeit ab 4° Aptil 1955: 5 24 Apsé_g VeerG) unterscheidet

sich von der in 5 77 SGGbestimmten Bindung, die ;j;;gggp_ßptgiw
ligten-eintritt, wenn der gegen einen Verwaltungsakt gegebene

Rechtsbehelf nicht oder erfolglos eingelegt wird (Vgl° für die

Zeit ab 40 April_1955 die gleichlautende Vorschrift in 5'24 595„;
VeerG)‚ Die relative Bindung der Verwaltungsbehörde an ihren '

Bescheid hat zur Folge, daß diese einen begünstigendenwVerwal—

tungsakt grundsätzlich nicht mehr frei zurücknehmen oder wider—

rufen kann (vgl„ Peters/Sautter/Wolff, Kommentar zur Sozialge—

richtsbarkeit, Anm.) 5 zu 5 77 SGG)„ Für das Gericht bedeutet sir
in dem sich anschließenden Klage— usw„—verfahren nur, daß die

Einlegung eines Rechtsbehelfs für den Kläger nicht zu einer ig

läggpgiä ungünstigeren Entscheidung führen darf° Unvermeidbare

Verschlechterungen muß sich der Beschwerdeführer dagegen unter
‘

Umständen (vg1„ BSG 2, 225 u° BSG in SozR aaO) gefallen lassenoj
Damit ist für das Streitverfehren in der Kriegsopferversorgung

‘— wie auch in der Unfall— und Rentenversicherung — ein Ve bot

der Schlechterstellung (reformatio in Peine) anerkannt (vgl; 386

in SozR aaO)° Dieses Verbot der Schlechterstellung desjenigcr
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der einen Rechtsbehelf eingelegt hat, gilt bereits für das
Wider3pruchsverfähren (vglo Brackmann; Handbuch der Sozial—

‚versicherung, Bd; I 8° 242 h)° Es bedeutet aber nicht, daß

das Gericht als Tatsacheninstanz etwa_bei der streitig ge—

_
bliebenen MdB, die somit noch Gegenstand des Verfahrens ist, '

";‚1I14' »\

bereits im einzelnen von den Beurteilungsmaßstäben des enge—Ü
fochtenen Bescheides auszugehen hätte und insoweit von seiner

Verpflichtung, den streitigen Sachverhalt von Amts wegen zug‚t
erforschen (% 105 Abs° 1 SGG) entbunden wäre° Vielmehr muß „42

„
sich das Gericht trotz der relatiVen Bindung der Verwaltungse■

behörde an den angefochtenen Bescheid Seine Überzeugung darüber,

ob eine höhere als die bereits anerkannte MdB gerechtfertigt (“

ist, aus demGesamtergebnisdes Verfahrens bilden (5 128 Abs‚4‘
Satz 4 SGG). Es kann ohne Verstoß gegen das Verbot der Schlech-
terstellung etwa bei einem Streit über die Höhe der Beschädig— ‘

tenrente die MdB nach der körperlichen Beeinträchtigung im all—

gemeinen Erwerbsleben niedriger schätzen, die MdE durch beruf- '

liches Betroffensein aber höher bewerten und im Gesamtergebnis ?

die manin derselbenHöhenie im angefochtenenBescheidfest- "
stellen (vgl° BSG ?, ’1'78)_°

Das LSG war sonach durch die für den Beklagten mit der Zustel— "

lung der angefochtenen Bescheide eingetretene relative Bin— “

dung nicht-gehindert, die Bescheide unter Berücksichtigung

des Gesamtergebnisses des Verfahrens auf ihre Rechtmäßigkeit

zu überprüfen und gegebenenfalls die MdB teilweise niedriger

zu bewerten, sofern es den Kläger igkggg@bpig nicht ungünsti—

ger stellte° Das LSG hat statt einer HdE um 50 V„H. eine sol-

che um 40 V„H° für angemessen erachtet und folglich den Klä-

ger hinsichtlich der Höhe der MdE im Ergebnis nicht schlech-

ter gestellt° Somit ist ein Verstoß gegen die 55 24 Abs° 2
VeerG und 77 SGG ebensowenig ersichtlich wie gegen die vun

der Revision außerdem noch zitierten Vorschriften der 55>1

Abs„4, 29er; 50‚Abso4 BVGundArte 1 Abs._1BKBLG‚
Auch die Recht3prechung des Bundessoäialgerichts (BSG) zur Fra-

ge der MdB—Erhöhung bei einer Neufeststellung nach 5 62 BVG

';'5’;
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


— 6_.-.-'

führt zu keinem anderen Ergebnis° Hiernaeh darf zwar bei Erlaß ei„

nes Neufeststellungsbescheides nach 5 62 BVG die Höhe der MdB
nicht uneingeschränkt neu festgesetzt werden, vielmehr ist mit
Rücksicht auf den bindend gewordenen früheren Bescheid die unver—

änderte, bisher anerkannte MdB, d„ho gegebenenfalls auch eine ur—

sprünglich zu hoch festgesetzte MdB, solange sie nicht förmlichft'
(zB nach dem VeerG) berichtigt worden ist, weiter für die-Neu-l"■

feststellung nach % 62 Abs° 1 BVG Zugrunde zu legen (vgl° BSG 15,
230, 251; ferner BSG in SozR BVG % 30 Ca 10 Nr„ 15, BVG % 62 Ca

19 Nr„ 21 und Ca 20 ■re 25) Hier handelt es sich jedoch insof01n

um einen anderen Fall, als mit dem Neufeststellungsbescheid nach

5 62 Abs° 1 BVG ein fo mell und materiell bindend gewordener Be—
scheid(vgl° BSG aaO Ca 10 Nr° 13) geändert werden soll und hier-

bei die aus 55 77 SGG, 24 5931-1 VeerG sich ergebende "Bestand"—
kraft" des früheren Bescheides, soweit sie auf unverändert ge—
bliebenen Anspruchsgrundlagen beruht, nicht angetastet werden kenr

(ng BSGaaOCa}20 Nro 23); Da im vorliegenden Fall der Umfang
des im Erstngghgig_anerkannten Leidenszustandes streitig geblie—
ben war und nicht etwa ein Néufeststellungsbescheid angefochten

ist, sind diese Grundsätze nicht anwendbarql „V_„

Im übrigen hat das LSG hier auch keine "zusätzliche"’Schädigunge—

folge anerkannt, die Anlaß zu einer gesonderten MdB—Erhöhung hät—

te sein müsseno Im Urteilstenor heißt es nur, daß beim Kläger ei-

ne Hirnverletzung (nämlich eine Contusionsfolge) vorliege, die

eine Schädigungsfolge im Sinne der Entstehung sei° In Wirklichkeit

ging es nur darum, ob der fragliche Unfall lediglich eine Gehirn—

erschütterung(dommotio) oder eine Hirnschädigung (contusio cere—
„bri) zur Folge hatte° Die angefochtenen Bescheide haben sich in—

sofern nur ungenau ausgedrückt, denn bereits dort sind Folgen ei—

ner ggngysigg anerkannt worden, da die anerkannte "leichte zentra—

le Gleichgewichtsstörung" bereits Ausdruck einer Gehirncontusion

ist° Darauf weist auch das Gutachten des Versorgungskrankenhauses

Bayreuth hin° Schach waren die Folgen einer Hirnvérletzung bereite

ane1kannt‚ womit auch die frühere MdB um 50 m;H° hinreichend er—
klärt ist Der Fall des echten "_Hinzutritts einer weiteren Gesundi

heitsstörung", d. h° einer selbständigen Sehädigungsfolge, liegt '

daher — entgegen der Meinung der Revision —nicht vor° *” ”
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'Nach alledem iét das angefochtene Urteil im Ergebnis nicht "“
zu béanstanden, weshalb die Revision des Klägers als unbe-

gründet zurückzuweisen war (5 170 Abs° 1 SGG)°
„ « ><v■g-‘

Die Kpstenentschéidung berüht anf 5 195 SGG°
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